
 
Stadt Burglengenfeld 
Marktplatz 2 – 6 
93133 Burglengenfeld 
  
 

V o r l a g e b e r i c h t  

 
 

Stadtbauamt Nummer: StbAmt/167/2017 

Haneder, Franz Datum: 04.09.2017 
 Aktenzeichen:  

 
 

Sitzungsgremium Datum Status 

Bau-, Umwelt- und Verkehrs-
ausschuss 

20.09.2017 öffentlich  

Stadtrat 27.09.2017 öffentlich  

 
 
 
Betreff: 
 
Errichtung eines Lagerschuppens bei der Ortschaft Pottenstetten auf dem 
Grundstück FlSt.Nr. 277 der Gem. Pottenstetten - Bauvoranfrage - Empfehlung 
an den Stadtrat zur Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 
 
 
Kosten: 15.000 € Haushaltsstelle: 1.7622.9400 
 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Am Gemeindehaus Pottenstetten befindet sich in einem Nebengebäude die Freiwil-
lige Feuerwehr Pottenstetten und in einem weiteren Nebengebäude der OGV Pot-
tenstetten. 
 
Das Gemeindehaus selbst ist nur teilweise unterkellert und kann aber zu Lager-
zwecken für die Wohnung nicht benutzt werden, so dass es notwendig war, im Gar-
ten einen weiteren Schuppen zu errichten, in dem für die Wohnung ein Abteil zur La-
gerung verschiedener Außengeräte, Möbel, Mülltonnen und dergleichen eingerichtet 
und der andere Teil an den OGV vergeben wurde. 
 
Die Feuerwehr Pottenstetten hat nun neben anderen Vereinen über Herrn Stadtrat 
Karl Deschl nachfragen lassen, inwieweit die Möglichkeit besteht, auf städtischem 
Grund im Bereich der Ortschaft Pottenstetten einen städtischen Lagerschuppen zu 
errichten. 
 
Von Seiten der Verwaltung wurde die Begründung hinterfragt und auch die Situation 
vor Ort überprüft. 
 
Der Lagerschuppen dient in erster Linie für Gerätschaften der Feuerwehr, die nicht 
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im täglichen Gebrauch sind, wie z.B. eine alte, historische Feuerwehrdrehleiter und 
ähnliches. 
 
Des Weiteren sollen hier auch die Kulissen für die Pottenstettener Schauspielge-
meinschaft gelagert werden, da am Gemeindehaus hierfür auch kein Platz mehr ist. 
 
Die Verwaltung hat daraufhin vorgeschlagen, einen neuen Lagerschuppen auf der 
stadteigenen Fläche an der Kreisstraße Richtung Rödlhof, linkerhand ca. 500m au-
ßerhalb der Ortschaft, zu errichten.  
 
Auf Nachfrage beim Landratsamt Schwandorf wird hier zunächst eine Bauvoranfrage 
gestellt.  
 
Der Lagerschuppen soll in landschaftstypischer Holzbauweise mit Grundmaßen von 
6m x 12m und einer Höhe bis zur Traufe von ca. 4,50m, zwei Schiebetoren und einer 
Zugangstür errichtet werden. Die Dacheindeckung erfolgt mit ziegelroten Dachzie-
geln.  
 
Das Oberflächenwasser soll in die umgebende Grünanlage versickern. 
 
Nachdem der Lagerschuppen auf freier Fläche errichtet wird, soll eine Stahlbetonbo-
denplatte die Auflast verbessern. 
 
Die Errichtung erfolgt in Gemeinschaftsarbeit zwischen den Fachleuten am städti-
schen Bauhof und der Dorfgemeinschaft. 
 
Im Haushalt 2017 sind hierfür 15.000 € unter der Haushaltsstelle 1.7622.9400 einge-
plant. 
 
Planungsrechtlich befindet sich der geplante Lagerschuppen im Außenbereich. Das 
Gebäude liegt unmittelbar an einem Gemeindeverbindungsweg und benötigt des 
Weiteren keine Erschließungen in Bezug auf Strom und Wasser. 
 
Im Außenbereich sind nach §35 des BauGB Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche 
Belange nicht entgegenstehen und die ausreichende Erschließung gesichert ist. Die 
Verwaltung empfiehlt deshalb, dem Vorhaben das gemeindliche Einvernehmen zu 
erteilen. 
 
Bauherr und Antragsteller dieses Lagerschuppens ist die Stadt Burglengenfeld. 
 
 
Beschlussvorschlag BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, für die Errichtung 
eines Lagerschuppens bei der Ortschaft Pottenstetten auf dem Grundstück FlSt.Nr. 
277 der Gemarkung Pottenstetten das gemeindliche Einvernehmen zu erteilen. 
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Stadt Burglengenfeld 
Marktplatz 2 – 6 
93133 Burglengenfeld 
  
 

V o r l a g e b e r i c h t  

 
 

Stadtbauamt Nummer: StbAmt/168/2017 

Haneder, Franz Datum: 05.09.2017 
 Aktenzeichen:  

 
 

Sitzungsgremium Datum Status 

Bau-, Umwelt- und Verkehrs-
ausschuss 

20.09.2017 öffentlich  

Stadtrat 27.09.2017 öffentlich  

 
Betreff: 
 
Neubau eines Lamellenklärers einschl. Trennbauwerk auf dem Grundstück 
FlSt.Nr. 492/1 der Gem. Burglengenfeld, Schmidmühlener Str. 30, 93133 
Burglengenfeld - Empfehlung an den Stadtrat zur Erteilung des gemeindlichen 
Einvernehmens 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Das anfallende Oberflächenwasser (OW) im Zementwerkgelände wird über vorhandene 
Kanäle dem Zementwerksweiher zugeleitet. Vorm Zulaufbauwerk zum Werksweiher wird 
über eine Umgehungsleitung DN600 das Oberflächenwasser dem Trennbauwerk mit 
Überlaufschwelle zugeführt. 
 
Von dort gelangt es über eine Rohrleitung und entsprechenden Wassereinstau in den 
Lamellenklärer. Der Lamellenklärer befindet sich in einem Rundbauwerk aus Stahlbeton 
mit einem Durchmesser von 6m und ca. 2,60m lichte Raumhöhe. Über dem Lamellenklä-
rer werden im Oberflächenwasserzulaufbereich Schwebestoffe im Oberflächenwasser 
ausgefiltert und anschließend das Oberflächenwasser dem Werksweiher zugeführt. 
 
Mit dieser Anlage wird eine Verschlammung des Zementwerkweihers weitestgehend 
vermieden. Der Lamellenklärer hat ein umbautes Volumen von mehr als 50m³ und ist 
daher genehmigungspflichtig und in die Gebäudeklasse 5 einzuordnen, was zur Folge 
hat, dass der Antrag dem Stadtrat zur Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens vor-
zulegen ist. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, das gemeindliche Einvernehmen zu erteilen. 
 
Beschlussvorschlag BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, das gemeindliche 
Einvernehmen für den Neubau eines Lamellenklärers  einschließlich Trennbauwerk zur 
Niederschlagswasserbehandlung der HeidelbergCement AG auf dem Grundstück 
FlSt.Nr. 492/1 der Gem. Burglengenfeld zu erteilen. 
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Stadt Burglengenfeld 
Marktplatz 2 – 6 
93133 Burglengenfeld 
  
 

V o r l a g e b e r i c h t  

 
 

Stadtbauamt Nummer: StbAmt/166/2017 

Haneder, Franz Datum: 04.09.2017 
 Aktenzeichen:  

 
 

Sitzungsgremium Datum Status 

Bau-, Umwelt- und Verkehrs-
ausschuss 

20.09.2017 öffentlich  

Stadtrat 27.09.2017 öffentlich  

 
 
 
Betreff: 
 
Immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung nach §16 BImSchG für 
das Teilprojekt "Anpassung Klinkertransport an den WTO 1" im Rahmen der 
Modernisierung des  Zementwerks in 93133 Burglengenfeld - Empfehlung an 
den Stadtrat zur Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 
 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Mit Schreiben vom 28.08.2017 bittet das Landratsamt Schwandorf in dieser Sache 
um Behandlung in den Entscheidungsgremien der Stadt zur Erteilung des gemeindli-
chen Einvernehmens. 
 
Das Zementwerk beantragt darüber hinaus den vorzeitigen Beginn. 
 
Der Stadtratsbeschluss ist dann bis spätestens 28.09.2017 an das Landratsamt 
Schwandorf weiterzureichen.  
 
Zur Sichtung der Unterlagen wurde ein Planungsordner vorgelegt mit allen notwendi-
gen Gutachten und Untersuchungsberichten. 
 
Um die Formulierung des Antrages und dazugehöriger Unterlagen nicht langatmig 
wiederholen zu müssen hat die Verwaltung den Antrag der HeidelbergCement AG 
mit den zugehörigen Erläuterungen beigelegt. Die wichtigsten Argumente wurden 
darin gelb hinterlegt. Darüber hinaus liegt das Schreiben des Landratsamtes vom 
28.08.2017 zur Aufforderung bezüglich der Stellungnahme bei. 
 
Im Wesentlichen geht es hier um die Klinkerförderung, zu der eine Änderung bezüg-
lich der Einbaugrube in den Boden – eine größere Tiefe – notwendig ist. 
Das Vorhaben bedarf wie gesagt einer allgemeinen Vorprüfung zur Feststellung der 
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UVP-Pflicht. Eine UVP-Prüfung wurde bereits im Rahmen des Änderungsgenehmi-
gungsverfahrens zur Modernisierung des Zementwerks durchgeführt. Im Ergebnis 
wurde festgestellt, dass die beantragten Maßnahmen umweltverträglich sind. 
 
Nach Sichtung der Antragsunterlagen wurden allen wichtigen Belangen in Bezug auf 
Gewässerschutz, Staub- und Lärmimmissionen, Brand- und Arbeitsschutz hinrei-
chend gutachterlich Rechnung getragen. Diesbezüglich wurde die Vorhabenserläute-
rung dem Vorlagebericht in voller Gänze beigelegt, um die wesentlichen Einzelheiten 
daraus entnehmen zu können. 
 
Aus Sicht der Verwaltung steht der Einvernehmenserteilung und Zulassung des vor-
zeitigen Beginns nichts entgegen. 
 
 
Beschlussvorschlag BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, gemäß dem 
Schreiben des Antragstellers vom 25.08.2017 für die Änderungsgenehmigung nach § 
16 Abs. 1 BImSchG betreffend die Errichtung und dem Betrieb einer Anpassung des 
Klinkertransports an die neue Ofenanlage WTO 1 sowie der materiellen Anträge hin-
sichtlich der erforderlichen Baugenehmigung und der Zulassung des vorzeitigen Be-
ginns, das gemeindliche Einvernehmen zu erteilen. 
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Dienstgebäude: Öffnungszeiten:  Bankverbindung: 

Wackersdorfer Straße 80 Montag - Donnerstag:  von 08:00 - 15:30 Uhr Sparkasse im Landkreis Schwandorf 
92421 Schwandorf Freitag:  von 08:00 - 12:00 Uhr IBAN: DE57 7505 1040 0380 0090 50 
Telefon 0 94 31 / 471-0  BIC: BYLADEM1SAD 
Telefax 0 94 31 / 471-444  
Mail: poststelle@landkreis-schwandorf.de 

Sie erreichen das Landratsamt mit Citybus 102 oder mit Linienbus 105 und 106, halbstündlich ab Zentralem Omnibusbahnhof (am Bahnhof). 

  Nutzen Sie die Möglichkeit der Terminvereinbarung! 

 
 
 
 
 

 www.landkreis-schwandorf.de 
  
Landratsamt Schwandorf, Postfach 15 49, 92406 Schwandorf 
 

per E-Mail 
      
 
Adressaten s. Verteiler 
      
      
      
      
      

 

Ihr Zeichen:       
Ihre Nachricht vom:       
Unser Zeichen: 3112017003 
Unsere Nachricht vom:       
 

Name: Hr. Schamberger 
Zimmer-Nummer: 123 
Telefon: 09431/471-336 
Telefax: 09431/471-116 
Mail: thomas.schamberger@landkreis-schwandorf.de 
 

Datum: 28. August 2017 
 

 
Vollzug der Immissionsschutzgesetze; 

Antrag der HeidelbergCement AG vom 25. August 2017 auf 

immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung nach § 16 BImSchG für das 

Teilprojekt „Anpassung Klinkertransport an den WTO 1“ im Rahmen der 

Modernisierung ihres Zementwerks in 93133 Burglengenfeld 

Hier:  Beteiligung der Träger öffentlicher Belange im Verfahren gem. § 10 Abs. 5 
BImSchG und § 11 der 9. BImSchV mit Bearbeitungsfristen bis 06.09.17, 
15.09.17 und 27.09.17 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der im Betreff genannte Antrag auf immissionsschutzrechtliche Genehmigung 

sowie die zugehörigen Unterlagen sind auf einem Datenaustauschserver unter 

folgendem Link hinterlegt und können dort eingesehen bzw. heruntergeladen 

werden: 

Link:  https://file.landkreis-schwandorf.de/d/e18c250e36a447a7b1e7/ 

Passwort: klinker0817 

 

Der Antrag auf immissionsschutzrechtliche Änderungsgenehmigung umfasst 

folgende Punkte: 

1. Bauliche Anpassung des vorhandenen Klinkerkanals nach dem 

Klinkerkühler des WTO 3 (künftig WTO 1) auf die neuen 

Anlagengegebenheiten, 
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2. Ersatz vorhandener Förderaggregate zum Abtransport des Zementklinkers, 

3. Erneuerung einer Entstaubungsanlage, 

4. Einbinden bestehender Entstaubungsanlagen in das System, 

5. Neubau einer Klinkerverteilstation, um den Zementklinker wieder auf die 

weiteren bestehenden Klinkertransporte aufgeben zu können, 

6. Betrieb der in den Ziffern 1 bis 5 genannten Anlagenteile mit dem neuen 

Wärmetauscherofen WTO 1 (ab Frühjahr 2018). 

 

Das Vorhaben bedarf nach § 9 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. § 7 Abs. 1 UVPG i. V. m. Nr. 

2.2.1 der Anlage 1 zum UVPG einer allgemeinen Vorprüfung zur Feststellung der 

UVP-Pflicht.  

Rückfragen zu Vorhaben oder zu den Antragsunterlagen können gerichtet werden 

an Herrn Kugler, klaus.kugler@heidelbergcement.com, Tel.: 09471 707 - 53 221. 

 

Wir bitten Sie um Stellungnahmen (vgl. nachfolgende Nr. 1 bis 3) zum Antrag auf 

Änderungsgenehmigung; die Stellungnahmen bitten wir in rechtlicher, fachlicher 

und tatsächlicher Hinsicht nachvollziehbar zu begründen. 

Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsverfahren sind an gesetzliche Fristen 

gebunden, aus denen die nachfolgenden Vorgaben resultieren. Die Fristen für die 

von Ihnen erbetenen Stellungnahmen können daher nicht ohne weiteres verlängert 

werden – das bitten wir unbedingt zu beachten. 

 

1. Vollständigkeit und Geeignetheit der Unterlagen 

Bis spätestens 06.09.2017 bitten wir im Rahmen der Prüfung der Vollständigkeit 

der Antragsunterlagen nach § 7 Abs. 1 der 9. BImSchV um Stellungnahme, ob die 

Unterlagen aus Ihrer Sicht vollständig und zur Abgabe einer abschließenden 

Stellungnahme im Genehmigungsverfahren geeignet sind.  

 Im Rahmen der Stellungnahmen bitten wir insbesondere um Angaben zu 

folgenden Punkten: 

a) Inwieweit und in welcher Form sind die Unterlagen zu ergänzen oder zu 

ändern, damit Sie im Rahmen der allgemeinen Vorprüfung des 

mailto:klaus.kugler@heidelbergcement.com
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Einzelfalls nach dem UVPG überschlägig prüfen können, ob die 

Möglichkeit besteht, dass das Vorhaben erhebliche nachteilige 

Umweltauswirkungen haben kann (vgl. auch Nr. 2 dieses Schreibens)? 

b) Inwieweit und in welcher Form sind die Unterlagen zu ergänzen oder zu 

ändern, damit die für Ihre abschließende Prüfung relevanten 

Auswirkungen des Vorhabens nachvollziehbar vermittelt werden? 

Insbesondere wird um Mitteilung gebeten, inwieweit und auf welche Art 

die Unterlagen zu ändern oder zu ergänzen sind, damit Ihnen die 

Unterlagen vollständig und nachvollziehbar Kenntnis über Art und 

Ausmaß der Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter Ihres 

Aufgabenbereichs vermitteln, soweit diese Kenntnis für die Ermittlung 

oder Prüfung der einschlägigen Anforderungen Ihres Fachrechts 

erforderlich sind. In diesem Zusammenhang wird auch um Mitteilung 

gebeten, falls Ihrerseits Widersprüche in den Antragsunterlagen 

festgestellt werden. 

c) Es wird um Mitteilung gebeten, ob nach den Vorgaben Ihres 

Aufgabenbereichs für das Vorhaben Gestattungen erforderlich sind; 

dabei ist auch zu benennen, um welche Entscheidungen es sich handelt 

(z.B. wasserrechtliche Erlaubnisse, Baugenehmigungen, naturschutz-

rechtl. Eingriffsgenehmigung, Ausnahmen von materiell-rechtlichen 

Anforderungen, Gestattungsverträge). Außerdem wird darum gebeten, 

die Entscheidungen Ihres jeweiligen Fachrechts zu benennen, die von 

der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung eingeschlossen werden 

(vgl. § 13 BImSchG).  

Soweit hierzu entsprechende Anträge bei Ihnen eingegangen sind, sind 

diese nebst zugehörigen Unterlagen dem Landratsamt Schwandorf – 

Sachgebiet 3.1 vorzulegen. Entwürfe zugehöriger Zulassungsbescheide 

sowie Abdrucke von verfahrensabschließenden Dokumenten sind 

ebenfalls dem Landratsamt Schwandorf – Sachgebiet 3.1 zuzuleiten. 
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d) Soweit im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren weitere 

Stellen aus Ihrer Sicht beteiligt werden sollen oder müssen, bitten wir um 

entsprechende Mitteilung und Angabe von Kontaktdaten.  

 

2. Allgemeine Vorprüfung nach dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 

Bis spätestens 15.09.2017 bitten wir gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. § 7 Abs. 1 

UVPG und Nr. 2.2.1 Anlage 1 zum UVPG um separate Stellungnahme zu 

nachfolgender Frage, soweit (ggf. Teilstellungnahme) die Angaben in den 

Antragsunterlagen sowie eigene Erkenntnisse dies bis dahin ermöglichen: 

Kann das Vorhaben erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die in Anlage 3 zum 

UVPG genannten Kriterien haben, die nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der 

Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären? 

Hinweise: 

 Die Frage ist auf Grund einer überschlägigen Prüfung zu beantworten. 

 Die Kriterien der Anlage 3 zum UVPG sind bei Ihrer Prüfung zu 

berücksichtigen. 

 Merkmale des Vorhabens oder des Standorts sowie Vorkehrungen des 

Vorhabensträgers, die erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen 

offensichtlich ausschließen, sind nach § 7 Abs. 5 UVPG zu berücksichtigen. 

Ergebnisse vorgelagerter Umweltprüfungen sind ebenfalls einzuziehen. In 

diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen des 

Änderungsgenehmigungsverfahrens zur Modernisierung des Zementwerks 

Burglengenfeld eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt wurde, 

nach deren Ergebnis die beantragten Maßnahmen umweltverträglich sind – 

vgl. Bescheid des Landratsamtes Schwandorf vom 06.02.2017, Zeichen 

3112015001. Weitere Angaben sind im Erläuterungsbericht (Anlage 2) unter 

Nr. 13 zu finden. 
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 Die Antwort auf die Frage ist anhand rechtlicher, fachlicher und tatsächlicher 

Kriterien nachvollziehbar zu begründen. Quellen sind dabei möglichst genau 

zu zitieren. 

 

3. Abschließende Stellungnahme 

 Bis spätestens 27.09.2017 bitten wir gemäß § 10 Abs. 5 BImSchG, § 11 der 9. 

BImSchV um abschließende Stellungnahme zum Antrag, soweit (ggf. 

Teilstellungnahme) bis dahin die Angaben in den Antragsunterlagen diese 

ermöglichen; dabei ist insbesondere auf folgende Punkte bzw. Fragen einzugehen: 

a) Erfüllt das beantragte Vorhaben die einschlägigen Anforderungen Ihres 

Aufgabenbereichs? 

Hinweis:  

Die HeidelbergCement AG hat die Zulassung des vorzeitigen 

Beginns (§ 8a BImSchG) für die Errichtung des gesamten Vorhabens 

beantragt.  

Soweit die Angaben in den Antragsunterlagen und eigene Erkenntnisse 

keine abschließende Stellungnahme bis 27.09.2017 erlauben, ist im 

Hinblick auf § 8a Abs. 1 BImSchG eine Teilstellungnahme bis 

27.09.2017 erforderlich, aus der hervorgeht, ob mit einer Entscheidung 

zugunsten des Antragstellers bezogen auf Ihren jeweiliges 

Aufgabenbereich gerechnet werden kann. Eine Fristverlängerung ist in 

diesem Fall grundsätzlich nicht möglich. 

b) Welche Nebenbestimmungen sollen in den Genehmigungsbescheid 

oder einen Bescheid über die Zulassung vorzeitigen Beginns 

aufgenommen werden?  

Die Vorschläge für aus Ihrer Sicht erforderliche Nebenbestimmungen 

bitten wir einzeln zu benennen, unabhängig davon, ob sie in den 

Unterlagen zum Antrag enthalten sein sollten.  

Die Vorschläge sind nachvollziehbar zu begründen. 
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c) Bei welchen Entscheidungen aus Ihrem jeweiligen Aufgabenbereich, die 

zur Realisierung des Vorhabens erforderlich sind und nicht von der 

immissionsschutzrechtlichen Genehmigung konzentriert werden (z. B. 

wasserrechtliche Erlaubnisse), kann mit einer Entscheidung zugunsten 

des Antragstellers gerechnet werden? Bei welchen nicht? 

d) Bei zulässigen Abweichungen (Ausnahmen, Befreiungen, etc.) von 

materiell-rechtlichen Vorgaben Ihres jeweiligen Fachrechts 

(insbesondere Baurecht) ist anzugeben, auf welche Rechtsgrundlage 

sie zu stützen sind und insbesondere, welche rechtlichen, fachlichen 

und tatsächlichen Gründe im Einzelnen die Abweichungen rechtfertigen. 

Bitte formulieren Sie die Begründung so, dass sie ohne weiteres in den 

Genehmigungsbescheid übertragbar ist. 

e) Welche Gebühren auf welcher Rechtsgrundlage wären zu erheben, 

wenn die notwendigen Gestattungen oder Abweichungen aus Ihrem 

Aufgabenbereich, die von der immissionsschutzrechtlichen 

Genehmigung konzentriert werden (vgl. § 13 BImSchG), durch Ihre 

Behörde separat ausgesprochen werden müssten? Hierzu bitten wir 

auch um Angabe der Rechtsgrundlage, insbesondere der vollständigen 

Tarifstellen im KVz). 

 

Bitte beachten Sie auch die adressatenspezifischen Verfahrenshinweise dieses 

Schreibens. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Schamberger 

Verwaltungsoberinspektor  
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Verteiler (teilweise mit zusätzlichen Hinweisen) 

 

1. Landratsamt Schwandorf – Bauaufsicht – Frau Karl o.V.i.A. 
 

 Prüfumfang: 

Es wird um Prüfung der bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen 

Anforderungen gebeten. 

 Abweichungen von materiell-rechtlichen Anforderungen des Baurechts: 

Sollten Abweichungen erforderlich sein, bitten wir darum, uns in Ihrer 

abschließenden Stellungnahme Begründungen zu übermitteln, die die 

Anforderungen nach Nr. 3 Buchstabe d) dieses Schreibens erfüllen. 

 Standsicherheitsnachweise 

Mit dem Antragsteller wurde vereinbart, dass für das Vorhaben 

Bescheinigungen Standsicherheit I und II vorgelegt werden. 

 

 Sonstiges 

Eine gedruckte Ausfertigung der Antragsunterlagen wird mit einer Ausfertigung 

dieses Beteiligungsschreibens an Sie gesandt. 

Bitte senden Sie die Unterlagen nicht zurück, sondern bewahren Sie diese 

Unterllagen bis zum Abschluss der behördlichen Abnahme des verwirklichten 

Vorhabens auf.  

 

2. Landratsamt Schwandorf – fachkundige Stelle für Wasserwirtschaft – Herr 
Brunner o. V. i. A. 

 
Bitte, 

 

a) nehmen Sie im Rahmen der Stellungnahme nach Nr. 3 Buchstabe a) auch 

Stellung zu der Frage, inwieweit die Erstellung eines Ausgangszustandsberichts 

veranlasst ist, 

 

b) schlagen Sie im Rahmen der Stellungnahme nach Nr. 3 Buchstabe b) 

insbesondere auch Auflagen mit den Gegenständen gem. § 21 Abs. 2a der 9. 
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BImSchV vor, soweit die dort genannten Auflagen auf Rechtsgüter abzielen, die 

Ihnen anvertraut sind  

 

c) teilen Sie im Rahmen ihrer Stellungnahmen jeweils mit, welcher Zeitaufwand in 

Stunden zu welchem Stundensatz Ihnen für die Ausarbeitung entstanden ist. 

 

Eine gedruckte Ausfertigung der Antragsunterlagen wird mit einer Ausfertigung dieses 

Schreibens an Sie übersandt. Bitte senden Sie die Unterlagen nicht zurück, sondern 

bewahren Sie diese Unterllagen bis zum Abschluss der behördlichen Abnahme des 

verwirklichten Vorhabens auf.  

 

 
3. Landratsamt Schwandorf – Immissionsschutz – Herr Bernhard Schnekenburger 

o.V.i.A. 
 

Bitte, 
 

a) prüfen Sie auch, ob die Einordnungen in den Anhang 1 der 4. BImSchV, die von 

der Antragstellerin vorgenommen wurden, vollständig und zutreffend sind. 

b) schlagen Sie im Rahmen der Beantwortung der Frage nach Nr. 3 Buchstabe b 

dieses Schreibens insbesondere Auflagen mit den Gegenständen gem. § 21 Abs. 

2a der 9. BImSchV vor, soweit die dort genannten Auflagen auf Rechtsgüter 

abzielen, die Ihnen anvertraut sind. 

c) teilen Sie im Rahmen Ihrer Stellungnahmen auf der Grundlage dieses Schreibens 

jeweils für jedes fachliche Prüffeld mit, welcher Zeitaufwand in Stunden zu 

welchem Stundensatz für die Ausarbeitung angefallen ist. 

 

Eine gedruckte Ausfertigung der Antragsunterlagen wird mit einer Ausfertigung dieses 

Schreibens an Sie übersandt. Bitte senden Sie die Unterlagen nicht zurück, sondern 

bewahren Sie diese Unterllagen bis zum Abschluss der behördlichen Abnahme des 

verwirklichten Vorhabens auf.  

 
 

4. Landratsamt Schwandorf – Kreisbrandrat – Herr Robert Heinfling o.V.i.A. 
 

5. Landratsamt Schwandorf – Naturschutz – Frau Caroline Wittmann o.V.i.A. 
 

6. Landratsamt Schwandorf – Bodenschutzbehörde – Frau Nicole Graf o. V. i. A. 
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7. Regierung der Oberpfalz – Gewerbeaufsichtsamt 
 

Bitte teilen Sie im Rahmen ihrer Stellungnahmen auch mit, welcher Zeitaufwand in 
Stunden zu welchem Stundensatz Ihnen für die Ausarbeitung entstanden ist. 
 

Eine gedruckte Ausfertigung der Antragsunterlagen wird mit einer Ausfertigung dieses 

Schreibens an Sie übersandt. Bitte senden Sie die Unterlagen nicht zurück, sondern 

bewahren Sie diese Unterllagen bis zum Abschluss der behördlichen Abnahme des 

verwirklichten Vorhabens auf.  

 
 

8. Stadt Burglengenfeld (als Paket mit Rückschein) 
 
Einvernehmen: 
 
Gemäß § 36 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 BauGB ersuchen wir Sie hiermit auch, gemäß 

§ 36 Abs. 1 Satz 1 BauGB über die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens für 

das Vorhaben zu entscheiden. Auf die zweimonatige Fiktionsfrist wird ausdrücklich 

hingewiesen. 

Soweit uns bekannt ist, findet die nächste Stadtratssitzung am 27. September 2016 

statt. Es wird daher darum gebeten, die Entscheidung über das gemeindliche 

Einvernehmen in dieser Sitzung zu fällen und das Ergebnis bis 28. September 2017 

mitzuteilen. 

Sollte dem Landratsamt Schwandorf bis 28. September 2017 keine Entscheidung 

über die Erteilung oder Versagung des gemeindlichen Einvernehmens mitgeteilt 

werden kann, wird wegen des Antrags auf Zulassung vorzeitigen Beginns bis 28. 

September 2017 um Mitteilung gebeten, ob mit einer Erteilung des gemeindlichen 

Einvernehmens gerechnet werden kann. 

Eine gedruckte Ausfertigung der Antragsunterlagen wird mit einer Ausfertigung dieses 

Schreibens an Sie übersandt;  

 

Postanschrift: Marktplatz 2-6, 93133 Burglengenfeld 

 

Bitte senden Sie die Unterlagen nicht zurück, sondern bewahren Sie diese 

Unterllagen bis zum Abschluss der behördlichen Abnahme des verwirklichten 

Vorhabens auf.  
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Stadt Burglengenfeld 
Marktplatz 2 – 6 
93133 Burglengenfeld 
  
 

V o r l a g e b e r i c h t  

 
 

Bauverwaltung Nummer: BauVW/241/2017 

Schneeberger, Gerhard Datum: 12.09.2017 
 Aktenzeichen:  

 
 

Sitzungsgremium Datum Status 

Bau-, Umwelt- und Verkehrs-
ausschuss 

20.09.2017 öffentlich  

Stadtrat 27.09.2017 öffentlich  

 
 
 
Betreff: 
 
Neubau eines Wettbüros auf dem Grundstück FlSt.Nr. 1569/5 der Gemarkung 
Burglengenfeld, Regensburger Straße 68 - Vorbescheid - Empfehlung an den 
Stadtrat zur Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens 
 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Der Bauherr beantragt einen Vorbescheid für den Neubau eines Wettbüros auf dem 
Grundstück FlStNr. 1569/5, Gem. Burglengenfeld, Regensburger Str. 68, 93133 
Burglengenfeld.  
 
Das Gebäude soll neben dem bereits vorhandenen Spielcasino „Palazzo“ im Gewer-
begebiet „An der B 15“ auf derselben Parzelle errichtet werden.  
 
Das Gebäude soll in massiver Bauweise einstöckig errichtet werden und weist im 
Innenbereich eine gewerbliche Nutzfläche von 83,81 m² aus. Es wird mit flachge-
neigtem Pultdach mit Blechdacheindeckung und einer Gebäudehöhe zwischen 
3,50m und 5,00m geplant.  
 
Zweck der baulichen Anlage ist die Vermittlung von Sportwetten als Wettbüro mit 
Verweilcharakter. Die Ausstattung des Wettbüros erfolgt mittels Monitoren und 
Fernsehern (Liveübertragung von Sportereignissen), computergesteuerten Annah-
megeräte, Bartheke mit alkoholfreien Getränken sowie Sitzgruppen.  
 
Die Vergnügungsstätte wird personell mit zwei Vollzeit- und drei Teilzeitkräften be-
trieben.  
 
Die erforderlichen fünf Stellplätze nach der Garagen- und Stellplatzverordnung wer-
den auf dem bereits vorhandenen, großzügigen Parkplatzbereich nachgewiesen. 
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Im Spielhallenkonzept der Gesellschaft für Markt- und Absatzforschung mbH aus 
dem Jahre 2011 wurde das Gewerbegebiet „An der B 15“ aus städtebaulicher Sicht 
und aufgrund der sehr geringen Konfliktpotenziale als geeigneter Standort für Ver-
gnügungsstätten solcher Art herausgestellt. 
 
 
 
Beschlussvorschlag BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, das gemeindli-
che Einvernehmen zum Antrag auf Vorbescheid für den Neubau eines Wettbüros auf 
dem Grundstück FlStNr. 1569/5, Gem. Burglengenfeld, Regensburger Str. 68, 93133 
Burglengenfeld, zu erteilen. 
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Stadt Burglengenfeld 
Marktplatz 2 – 6 
93133 Burglengenfeld 
  
 

V o r l a g e b e r i c h t  

 
 

Stadtbauamt Nummer: StbAmt/169/2017 

Haneder, Franz Datum: 14.09.2017 
 Aktenzeichen:  

 
 

Sitzungsgremium Datum Status 

Bau-, Umwelt- und Verkehrs-
ausschuss 

20.09.2017 öffentlich  

Stadtrat 27.09.2017 öffentlich  

 
 
 
Betreff: 
 
Rathaus Burglengenfeld - Lieferung und Montage einer Brandmeldeanlage - 
Bekanntgabe des Ausschreibungsergebnisses und Auftragsvergabe – Emp-
fehlung an den Stadtrat 
 
 
Kosten: 24.780,74 € Haushaltsstelle: 1.0600.9460 

Ansatz: 25.000 € 
 
 
 
Sachdarstellung, Begründung: 
 
Das alte Rathaus, als dreigeschossiger Giebelbau, flankiert von zwei achteckigen 
Flankentürmen mit welscher Haube und Rundbogenportal mit Sandsteingewände ist 
ein Einzeldenkmal aus dem ausgehenden 18. Jahrhundert. 
 
Seit 1990 wurde in mehreren Bauabschnitten das Rathaus – Altbau und Neubau - 
dem Personalbedarf und neuzeitlichen Anforderungen an moderne Verwaltungs-
räume angepasst. 
 
Die zunehmende Verschärfung des Brandschutzes macht es notwendig, einen 
Brandschutznachweis und darauf aufbauend eine Brandschutzordnung zu erstellen. 
Letztendlich dient diese auch zur Einweisung des Personals. 
 
Des Weiteren müssen haftungsrechtliche Konsequenzen im Ereignisfall vermieden 
werden. 
 
Der Stadtrat wurde in der Sitzung vom 25.04.2017 über den Sachverhalt detailliert 
unterrichtet. Der Brandschutznachweis liegt vor, auf dessen Basis nun eine Ange-
botseinholung für die Brandmeldeanlage durchgeführt wurde. Dies ist der erste Ab-
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schnitt der notwendigen Ein- und Umbaumaßnahmen in beiden Gebäuden. 
 
Wie im Museum auch wurde das deutsche Markenfabrikat vom Typ Esser angefragt. 
Hierzu wurden vier Fachfirmen bei der Angebotseinholung beteiligt. Die Angebotsab-
gabe war bis einschließlich 12.09.2017  vorgegeben. 
 
Zur Angebotseröffnung am 14.09.2017 lag ein wertbares Angebot vor, eine Firma hat 
eine schriftliche Absage erteilt. 
 
Die Brandmeldeanlage besteht aus einer zentralen Schalteinheit. Weiterhin werden 
in beiden Rathausgebäuden gemäß Brandschutznachweis 92 Melder verbaut.  
 
Die Angebotseinholung beinhaltet die Lieferung und Montage mit Unterstützung des 
Fachpersonals vom städtischen Bauhof. In gleicher Weise wurde der Einbau der 
Brandmeldeanlage beim Museum erfolgreich konzipiert und eingebaut. 
 
Die fachtechnische Prüfung und Wertung ergab nachfolgendes Ergebnis: 
 
Firma Heinrich Brandmeldetechnik aus 93142 Maxhütte-Haidhof        24.780,74 € 
 
Es ist beabsichtigt, die Brandmeldeanlage durch eine Kombination aus vernetzten 
und teilweise kabellosen Brandmeldern, vor allen Dingen im historischen Rathaus-
saal, zu montieren. 
 
Eine Funkbeeinträchtigung durch die gleichzeitige WLAN-Nutzung im Haus ist auf 
Nachfrage nicht gegeben. 
 
Im Haushalt 2017 sind hierfür 25.000 € unter der Haushaltsstelle 1.0600.9460 einge-
stellt. Die Verwaltung empfiehlt, die Firma Heinrich Brandmeldetechnik aus 93142 
Maxhütte-Haidhof mit der Lieferung und Montage der Brandmeldeanlage für das 
Rathaus – Alt- und Neubau – zu beauftragen. 
 
 
Beschlussvorschlag BUV: 
 
Der Bau-, Umwelt- und Verkehrsausschuss empfiehlt dem Stadtrat, die Firma Hein-
rich Brandmeldetechnik aus 93142 Maxhütte-Haidhof/Ponholz mit der Lieferung und 
Montage der Brandmeldeanlage im Rathaus zum geprüften Angebotspreis von 
24.780,74 € zu beauftragen. 
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